
§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr
Der Name des Vereins lautet „IG Rondorf e.V.". Er hat seinen Sitz in Köln und ist in 
das Vereinsregister einzutragen. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck
Zweck des Vereins ist die Wahrung und Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung 
des Stadtteils Rondorf in Köln. Der Vereinszweck wird insbesondere durch die Or-
ganisation und Förderung von Veranstaltungen, die Steigerung der Aufenthaltsqua-
lität, durch die Entwicklung und Umsetzung von Marketingkonzepten, sowie durch 
die Zusammenarbeit mit Verbänden und Körperschaften verwirklicht. Der Verein 
darf keinen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhalten.

§ 3 Mitgliedschaft
Mitglied des Vereins können Unternehmer und Unternehmen im Stadtteil Rondorf, 
Eigentümer von in Rondorf gelegenen Immobilien, sowie alle mit dem Stadtteil 
Rondorf oder der IG verbundene Personen werden, solange sie ein Gewerbe be-
treiben. Bei Gesellschaften mit mehreren Geschäftsführern/Teilhabern ist eine Mit-
gliedschaft für beide möglich, wenn gewünscht. Die Mitgliedschaft ist dann jedoch 
an das Gewerbe gebunden, nicht an die Privatperson. Über den schriftlichen Auf-
nahmeantrag entscheidet der Vorstand.

§ 4 Erlöschen der Mitgliedschaft
Der freiwillige Austritt aus dem Verein erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
einem Mitglied des Vorstands. Er ist nur zum Ende eines Jahres unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von drei Monaten zulässig. Ein Mitglied kann aus dem Verein 
ausgeschlossen werden, wenn sein oder ihr Verhalten in grober Weise gegen die 
Interessen des Vereins verstößt. Über den Ausschluss beschließt der Vorstand.

§ 5 Mitgliedsbeitrag
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Der Jahresbeitrag wird in der Mit-
gliederversammlung festgesetzt und als Beitragsordnung verabschiedet. Die Zah-
lungsweise ist jährlich.
(1)
Beiträge siehe Beitragsordnung.

(2)
Fördermitgliedschaften
Es gibt für Unternehmen und Immobilienbesitzer die Möglichkeit Fördermitglied 
ohne Stimmrecht zu werden. Die Höhe des Förderbeitrags bestimmt das Förder-
mitglied selbst. 

§ 6 Organe des Vereins
Organe des Vereins sind:
a) der Vorstand und b) die Mitgliederversammlung
§ 7 Der Vorstand



Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens 3 höchstens 7 Personen, näm-
lich den beiden Vorsitzenden, sowie bis zu 5 weiteren Vorstandsmitgliedern.
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch 2 Mitglieder des Vorstands, 
darunter einer der beiden Vorsitzenden, vertreten. Der Vorstand arbeitet ehrenamt-
lich.

§ 8 Die Zuständigkeit des Vorstands
Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 
durch Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er führt die Geschäf-
te des Vereins. Er hat vor allem folgende Aufgaben:
1. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der
Tagesordnungen;
2. Einberufung der Mitgliederversammlung;
3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung;
4. Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr; Buchführung; Erstel-
lung eines Jahresberichtes;
5. Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von Mitgliedern.

§ 9 Amtsdauer des Vorstands
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren, vom 
Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vor-
stands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur 
Vereinsmitglieder. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode 
aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Aus-
geschiedenen.

§ 10 Beschlussfassung des Vorstands
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die 
von einem der beiden Vorsitzenden schriftlich, fernmündlich oder per E-Mail einbe-
rufen werden. Vorstandssitzungen können nach Einverständnis der Vorstandsmit-
glieder auch digital per Zoom o.ä. stattfinden. In jedem Fall ist eine Einberufungs-
frist von 1 Woche einzuhalten. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 Vorstandsmitglieder, darunter 
einer der beiden Vorsitzenden, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung ent-
scheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung lei-
tet einer der beiden Vorsitzenden. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweis-
zwecken in ein Beschlussbuch einzutragen und vom Sitzungsleiter zu unterschrei-
ben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teil-
nehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. Ein 
Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vor-
standsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 
Zudem ist es zulässig Vorstandsbeschlüsse auch im Umlaufverfahren per E-Mail 
einzuholen. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzuläs-
sig.



§ 11 Die Mitgliederversammlung
In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme. Zur Aus-
übung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt wer-
den. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu ertei-
len. Ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten.
Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zustän-
dig:
1. Genehmigung des vom Vorstand ausgestellten Haushaltsplans für das nächste 
Geschäftsjahr;
Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; Entlastung des Vorstands;
2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrags;
3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands;
4. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des
Vereins;
5. sowie über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands;
6. Ernennung von Ehrenmitgliedern.
7. Die Mitgliederversammlung hat 1 Kassenprüfer zu wählen für die Zeit der
Wahlperiode des Vorstands
8. Wird durch besondere Werbeaktionen eine gesonderte Umlage fällig, ist diese 
durch die Mitgliederversammlung zu beschließen. In Angelegenheiten, die in den 
Zuständigkeitsbereich des Vorstands fallen, kann die Mitgliederversammlung Emp-
fehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand kann seinerseits in Angele-
genheiten seines Zuständigkeitsbereichs die Meinung der Mitgliederversammlung 
einholen.

§ 12 Die Einberufung der Mitgliederversammlung
Mindestens einmal im Jahr soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. 
Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen per E-Mail unter 
Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung 
des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mit-
glied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dieses Vereins bekannt 
gegebene Mail-Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest.

Anträge zur Änderung der Tagesordnung sind bis spätestens 7 Tage vor der
Mitgliederversammlung schriftlich einzureichen.

§ 13 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung wird von einem der beiden Vorsitzenden oder einem 
anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt 
die Versammlung den Leiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die 
Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlleiter über-
tragen werden



Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt; zum Protokollführer 
kann auch ein Nichtmitglied bestimmt werden.

Die Art der Abstimmung bestimmt der Wahlleiter. Die Abstimmung muss schriftlich 
durchgeführt werden, wenn 1/3 der bei der Abstimmung anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder dies beantragt. Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der 
Versammlungsleiter kann Gäste zulassen. Über die Zulassung der Presse, des 
Rundfunks und des Fernsehens sowie eines Internetauftritts beschließt die Mitglie-
derversammlung.

Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig.
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenenthaltungen bleiben daher au-
ßer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von 3/4 der abge-
gebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von 3/4 erforder-
lich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung aller Mit-
glieder geschlossen werden. Die schriftliche Zustimmung der in der Mitgliederver-
sammlung nicht erschienenen Mitglieder kann nur innerhalb eines Monats gegen-
über dem Vorstand erklärt werden.

Für Wahlen gilt folgendes:
Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, welche die 
beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben.

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 
das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen 
ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die 
Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers, die Zahl der erschiene-
nen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die 
Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben 
werden.

§ 14 Außerordentliche Mitgliederversammlungen
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberu-
fen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert 
oder wenn die Einberufung von 1/10 aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird.

§ 15 Auflösung des Vereins und Anteilberechtigung
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in § 13 
festgelegenen Stimmenmehrheit geschlossen werden. Sofern die Mitgliederver-
sammlung nichts Anderes beschließt, sind die beiden Vorsitzenden gemeinsam 
vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften gelten entspre-



chend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder 
seine Rechtsfähigkeit verliert.

§ 16 Gerichtsstand
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten ist Köln.

Köln, den 16.07.2020


